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Arbeitsfassung/Diskussionsgrundlage 

zur Vorbereitung eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und 
Jugendlichen 

 

 

Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „fördern“ ein Komma und die Wörter 
„ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
ermöglichen oder erleichtern“ eingefügt.  

bb) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma ersetzt, nach dem Wort 
„schaffen“ werden die Wörter „sowie Inklusion für alle jungen Menschen zu 
verwirklichen“ eingefügt und der Punkt durch ein Komma ersetzt.  

cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„unabhängige und fachlich nicht weisungsgebundene ombudschaftliche Beratung und 
Begleitung für junge Menschen und ihre Familien ermöglichen.“ 

2. In § 8 Absatz 3 werden die Wörter „wenn die Beratung auf Grund einer Not- und Konfliktlage 
erforderlich ist und“ gestrichen. 

3. § 8a wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird, hat das Jugendamt  

1. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen  

 und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist,  

2. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 
persönlichen Umgebung zu verschaffen sowie  

3.  Personen nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz, die dem Jugendamt nach § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur 
Kooperation und Information im Kinderschutz Daten übermittelt haben, in 
geeigneter Weise an der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen.“  

4. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: 

„§ 9a 

Ombudsstellen  

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann eine ombudschaftliche Beratungs- und 
Schlichtungsstelle errichten, an die sich junge Menschen und ihre Familien zur allgemeinen 
Beratung sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der 
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Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie 
Jugendhilfe wenden können.“  

5. § 14 wird wie folgt geändert. 

a) In Absatz 1 wird dem Wort „jungen“ das Wort „Allen“ vorangestellt.  

b) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:  

„Von diesen Maßnahmen ist insbesondere auch die Vermittlung von Medienkompetenz 
umfasst.“  

6. In § 16 Absatz 3 wird das Wort „Hilfe“ durch das Wort „Unterstützung“ ersetzt.  

 

7. § 41 wird wie folgt gefasst: 

§ 41  

Leistungen zur Verselbständigung für junge Volljährige  

(1) Junge Volljährige haben einen Anspruch auf Fortsetzung geeigneter und 
notwendiger Leistungen nach diesem Abschnitt, wenn und solange eine einer 
eigenverantwortlichen und möglichst selbständigen und selbstbestimmten Lebensführung 
entsprechende Persönlichkeitsentwicklung nicht gewährleistet ist und das Ziel der 
Verselbständigung nach Maßgabe des Hilfeplans erreichbar ist. Eine Beendigung der 
Leistung schließt den Anspruch auf deren Fortsetzung nicht aus. In begründeten Einzelfällen 
sollen jungen Volljährigen geeignete und notwendige Leistungen nach diesem Abschnitt 
erstmalig gewährt werden, wenn sie das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. § 27 
Absatz 3 gilt entsprechend.  

(2) Junge Volljährige sollen auch nach Beendigung der Leistung bei der 
Verselbständigung beraten und unterstützt werden. 

 

 

8.   

§ 411 

Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 

(1) Leistungen nach diesem Abschnitt sind in der Regel im Inland zu erbringen; sie 
dürfen nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dem Bedarf des Kindes oder des 
Jugendlichen im Einzelfall nur dadurch entsprochen werden kann. Dies ist im 
Leistungsplan darzulegen.  

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll vor der Entscheidung über die 
Gewährung einer Leistung, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht wird,  

 1. zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die   
  Stellungnahme  

  a)  einer Ärztin oder eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -
   psychotherapie, 

  b)  einer Kinder- und Jugendpsychotherapeutin oder -therapeuten oder 

                                                            
1 Diese Regelung soll später in Kraft getreten. 
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 c)  einer Ärztin oder eines Arztes oder einer psychologischen  
  Psychotherapeutin oder -therapeuten, die oder der über besondere 
  Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und 
  Jugendlichen verfügt, 

 einholen,  

  2. sicherstellen, dass  

  a) der Leistungserbringer über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für eine 
   Einrichtung  im Inland verfügt, in der Leistungen zur Entwicklung und 
   Teilhabe erbracht werden  und die Gewähr dafür bietet, dass er die 
   Rechtsvorschriften des Aufenthaltslandes  einhält und mit den  
   Behörden des Aufenthaltslandes sowie den deutschen  Vertretungen 
   im Ausland zusammenarbeitet, 

  b)  mit der Leistungserbringung nur Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut 
   werden,  

  c) die Überprüfung und Fortschreibung des Leistungsplans unter  
   Beteiligung des Kindes oder Jugendlichen in der Regel am Ort der 
   Leistungserbringung erfolgt,  

  d) mit dem Leistungserbringer über die Qualität der Maßnahme eine 
   Vereinbarung abgeschlossen wird, wobei die fachlichen   
   Handlungsleitlinien des überörtlichen Trägers anzuwenden sind, 

  3. die Eignung der mit der Leistungserbringung zu betrauenden Einrichtung oder 
  Person an Ort und Stelle überprüfen und 

  4. der erlaubniserteilenden Behörde unverzüglich Angaben zum   
  Leistungserbringer, zu Beginn und Ende der Leistungserbringung im Ausland 
  sowie zum Aufenthaltsort des Kindes oder Jugendlichen melden.“  

9. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „, in der Kinder oder Jugendliche ganztätig oder für 
einen Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten,“ durch die Angabe 
„nach § 45a“ ersetzt.  

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 

   „1. der Träger die für den Betrieb der Einrichtung erforderliche  
   Zuverlässigkeit besitzt,“ 

bb) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden die Nummern 2 bis 4.  

cc) In der neuen Nummer 2 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „und durch 
den Träger gewährleistet werden“ eingefügt.  

dd) In der neuen Nummer 4 werden die Wörter „Anwendung finden“ durch die 
Wörter „innerhalb und außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden“ ersetzt.  

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „sowie“ gestrichen.  

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

   „3. nachzuweisen, dass den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buch- 
 und Aktenführung entsprechende Aufzeichnungen über den Betrieb der Einrichtung 
und deren Ergebnisse angefertigt sowie eine  mindestens dreijährige 
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Aufbewahrung dieser Aufzeichnungen  sichergestellt werden. Aus diesen 
Aufzeichnungen müssen insbesondere  

  a) für jede Einrichtung gesondert die Nutzungsart, Lage, Zahl und 
 Größe der Räume, die Belegung der Einrichtung und die 
 regelmäßigen Arbeitszeiten des in der Einrichtung beschäftigen 
 Personals und deren Dienstpläne sowie 

   b) die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Trägers ersichtlich werden.  

d) In Absatz 4 Satz 2 werden das Wort „Sicherung“ durch das Wort „ Gewährleistung“ 
ersetzt und nach dem Wort „können“ das Wort „auch“ gestrichen.  

e) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dem Wort „Auflagen“ die Wörter „nach Absatz 4 
Satz 2“ eingefügt und nach den Wörtern „erteilt werden“ das Komma und die Wörter 
„die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung einer drohenden 
Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls der Kinder oder Jugendlichen 
erforderlich sind“ gestrichen. 

f) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder 
oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet und der Träger nicht bereit oder nicht in 
der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. Sie kann zurückgenommen werden, wenn die 
Voraussetzungen für eine Erteilung nach Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. § 47 
Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten Buches bleiben unberührt. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine 
aufschiebende Wirkung.“ 

10. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt: 

„§ 45a 

Einrichtung 

Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer angelegte förmliche Verbindung 
ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher Mittel mit dem Zweck der 
ganztägigen oder über einen Teil des Tages erfolgenden Unterkunftsgewährung sowie 
Betreuung, Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen außerhalb ihrer Familie, wenn der Bestand unabhängig von bestimmten 
Kindern und Jugendlichen, den dort tätigen Personen und der Zuordnung bestimmter 
Kinder und Jugendlicher zu bestimmten dort tätigen Personen ist.“ 

11. § 46 wird wie folgt gefasst: 

§ 46 

Prüfung 

(1) Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen des Einzelfalls überprüfen, ob 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. Sie soll das Jugendamt 
und einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrichtung 
angehört, an der Überprüfung beteiligen. Der Träger der Einrichtung hat der zuständigen 
Behörde insbesondere alle für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.  

(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit unangemeldet erfolgen. Der Träger der 
Einrichtung soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken.  

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der Einrichtung beauftragten 
Personen sind berechtigt, die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und Räume, soweit 
diese nicht einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, während der Tageszeit zu betreten, 
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dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen sowie mit den Beschäftigten und, wenn 
die Personensorgeberechtigten damit einverstanden sind, mit den Kindern und Jugendlichen 
Einzelgespräche zu führen. Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und 
Jugendlichen können die Grundstücke und Räume auch außerhalb der in Satz 1 genannten 
Zeit und auch, wenn diese zugleich einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, betreten 
werden sowie Einzelgespräche mit den Kindern und Jugendlichen ohne Kenntnis der 
Personensorgeberechtigten geführt werden. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist, können mit diesen 
Einzelgespräche ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten geführt werden, wenn dies 
für die Wirksamkeit der Prüfung im Einzelfall erforderlich ist. Der Träger der Einrichtung hat 
die Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 3 zu dulden.  

12. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich 
erlaubnispflichtige Einrichtungen liegen oder der die erlaubnispflichtige Einrichtung mit 
Kindern und Jugendlichen belegt, und die zuständige Behörde haben sich gegenseitig über 
Ereignisse oder Entwicklungen nach Absatz 1 Nummer 2 unverzüglich zu informieren.“ 

 

13. § 52 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:  

 „Wenn es zur Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist, soll das 
Jugendamt mit öffentlichen Einrichtungen und sonstigen Stellen, deren Tätigkeit sich auf 
die Lebenssituation des Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt, 
zusammenarbeiten. Die Zusammenarbeit soll im Rahmen von gemeinsamen 
Konferenzen oder vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in anderen nach 
fachlicher Einschätzung geeigneten Formen erfolgen.“ 

14. § 58a wird wie folgt geändert. 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Auskunft über Alleinsorge aus dem Sorgeregister“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Bescheinigung“ durch die Wörter „schriftlichen 
Auskunft“ ersetzt 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

bbb) In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort „oder“ ersetzt. 

ccc) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. die elterliche Sorge aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung der Mutter 
ganz oder zum Teil entzogen wird.“ 

cc) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „Bescheinigung“ durch die Wörter „schriftliche Auskunft“ 
ersetzt.  

15. § 71 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „Es regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss, 
insbesondere auch von selbstorganisierten Zusammenschlüssen von jungen Menschen 
und ihren Familien, die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe erhalten, oder von 
Pflegepersonen.“ 
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16. § 72a wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „182 bis 184g,“ die Angabe „201a Absatz 3“ 
eingefügt. 

 b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 
und 4 eingesehenen Daten nur den Umstand der Einsichtnahme, das Datum des 
Führungszeugnisses und die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person 
wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, 
speichern. Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese Daten nur 
verändern und nutzen, soweit dies zur Prüfung der Eignung einer Person für die Tätigkeit, 
die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die 
Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn 
im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 
2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens nach Beendigung einer 
solchen Tätigkeit zu löschen.“ 

 

17. In der Überschrift zu § 83 wird das Wort „Bundesjugendkuratorium“ durch das Wort 
„sachverständige Beratung“ ersetzt. 

18. § 94 wird wie folgt geändert:  

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bezieht der junge Mensch das Kindergeld selbst, gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend.“ 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „75“ durch die Angabe „50“ ersetzt.  

bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch folgende Sätze ersetzt:   

„§ 93 Absatz 4 ist nicht anwendbar. Folgende Einkommen bleiben für den Kostenbeitrag 
unberücksichtigt:  

1. Einkommen aus Schülerjobs oder Praktika mit einer Vergütung bis zur Höhe von 150 Euro 
monatlich 

2. Einkommen aus Ferienjobs zweimal im Kalenderjahr bis zu einer Dauer von jeweils 
maximal 4 Wochen bis zur Höhe von jeweils 400 Euro oder einmal im Kalenderjahr bis 
zu einer Dauer von maximal 6 Wochen bis zur Höhe von 800 Euro.  

3. 150 Euro als Teil einer Ausbildungsvergütung.“  
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Änderung des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG) 

 

 

1. In § 3 Absatz 2 wird nach dem Wort „Müttergenesungswerk“ ein Komma und das Wort 
„Mehrgenerationenhäuser“ eingefügt. 

2. § 4 wird wie folgt gefasst: 

(1) Werden  

1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines 
anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlussprüfung, 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten 
Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, sind sie befugt, soweit sie dies zur 
Abwendung der Gefährdung für erforderlich halten, das Jugendamt zu informieren und ihm 
die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen; hierauf sind die 
Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 

(2) Hierbei sollen sie, soweit möglich, mit dem Kind oder Jugendlichen und den 
Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den 
Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

(3) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu 
pseudonymisieren. 

(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Stellen, die dem Sozialgeheimnis nach § 35 
Absatz 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch unterliegen und nicht dem Personenkreis des 
Absatzes 1 angehören, und denen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt 
werden, sind befugt, das Jugendamt zu informieren und ihm die zur Abwendung der 
Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen; hierauf sind die Betroffenen vorab 
hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen in Frage gestellt wird. Absatz 3 gilt entsprechend.“ 

 


